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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen: 

1. nimmt Kenntnis von der neuen Gliederung der Rubrik 3 (Sicherheit und 

Unionsbürgerschaft); ist der Ansicht, dass die Einbeziehung der Lebensmittelsicherheit, 

der Europäischen Agentur für Lebensmittelsicherheit, des Gemeinschaftlichen Sortenamts 

und der Europäischen Arzneimittel-Agentur in die neue Rubrik 3 fragwürdig und mit dem 

allgemeinen Ziel der Rubrik „Sicherheit und Unionsbürgerschaft“ nicht vereinbar ist; 

schlägt vor, die Bezeichnung der Rubrik in Übereinstimmung mit der Entschließung des 

Parlaments vom 8. Juni 2011 zu der Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger 

Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa1 in 

„Unionsbürgerschaft, Freiheit, Sicherheit und Justiz“ zu ändern; 

2. ist der Ansicht, dass der insgesamt für den Bereich der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts vorgesehene Betrag die Verstärkung dieses Bereichs durch den Vertrag von 

Lissabon und seine wachsenden Aufgaben und Herausforderungen nicht angemessen 

widerspiegelt; 

3. betont, dass eine effiziente Verwendung und ordnungsgemäße Verwaltung der Mittel 

sicherzustellen ist, um zu vermeiden, dass die Mitgliedstaaten ihre eigenen nationalen 

Interessen verfolgen; 

4. hebt hervor, dass die Vereinfachung der Finanzierungsstrukturen Flexibilität schaffen soll, 

doch die Vorhersagbarkeit und Zuverlässigkeit nicht beeinträchtigen darf, und dass für 

jedes einzelne Ziel des jeweiligen Fonds eine angemessene Mittelausstattung 

gewährleistet sein muss; 

5. betont, dass die finanzierten Maßnahmen mit einem europäischen Mehrwert verbunden 

sein müssen und ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den politischen Zielen aller 

Fonds und Programme zu wahren ist; 

6. begrüßt die Vereinfachung der Finanzierungsstrukturen durch die Einrichtung des Asyl- 

und Migrationsfonds und des Fonds für die innere Sicherheit sowie die Einführung 

allgemeingültiger Vorschriften für die Programmplanung, Verwaltung, Kontrolle und 

Berichterstattung, soweit ein Gleichgewicht zwischen den einzelnen Prioritäten der Fonds 

gewahrt wird; weist darauf hin, dass die Vereinfachung der Instrumente im Bereich 

Inneres die Zahl der Rechtsgrundlagen und Durchführungsbestimmungen verringert und 

ein besseres Verständnis der Vorschriften seitens aller Interessenträger ermöglicht; 

7. ist der Ansicht, dass im Rahmen des Asyl- und Migrationsfonds insbesondere für die 

Unterstützung der Ziele des derzeitigen Flüchtlingsfonds und des Integrationsfonds eine 

angemessene Mittelausstattung vorgesehen werden sollte; nimmt zur Kenntnis, dass 

besonderes Gewicht auf Neuansiedlungs- und Umsiedlungsmaßnahmen gelegt wird; 

betont, dass die finanzierten Maßnahmen mit einem europäischen Mehrwert verbunden 

                                                 
1  Angenommene Texte, P7_TA(2011)0266. 



 

PE489.475v02-00 4/6 AD\913238DE.doc 

DE 

sein müssen und ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den politischen Zielen zu 

wahren ist; 

8. bekräftigt, dass neue Elemente wie das PNR-System der EU oder das Paket „intelligente 

Grenzen“ bereits geplant sind; vertritt die Auffassung, dass der Fonds für innere 

Sicherheit mit angemessenen Mitteln ausgestattet werden sollte, damit er seinen Zielen 

gerecht werden kann, betont aber auch, dass alle seine Maßnahmen vollständig in 

Einklang mit der Charta der Grundrechte stehen müssen; fordert, dass Mittel für die 

Entwicklung schutzsensibler Grenzkontrollen bereitgestellt werden, bei denen die 

Grundrechte der Migranten uneingeschränkt geachtet werden; 

9. betont, dass die Ausgaben im Rahmen des Fonds für innere Sicherheit auf die Stärkung 

des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts abzielen und eine Abstimmung 

zwischen den Mitgliedstaaten hinsichtlich der Schaffung eines Systems für einheitliche 

und hochwertige Kontrollen an den Außengrenzen gewährleisten müssen; ist ferner der 

Auffassung, dass die Investitionen in Infrastrukturen, Ausrüstungen, Transportmittel und 

IT-Systeme dazu beitragen sollten, die gemeinsamen Sicherheitsstandards zu erfüllen und 

die von FRONTEX koordinierten gemeinsamen Operationen effizient zu gestalten; 

10. hebt hervor, dass das Programm „Justiz“ über eine angemessene Mittelausstattung 

verfügt; betont, dass ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den Mittelzuweisungen 

für die verschiedenen Ziele zu wahren ist; 

11. ist der Ansicht, dass die Bemühungen zur Durchsetzung der Kinderrechte und zum Schutz 

des Kindes in den einzelnen Haushaltslinien sichtbar gemacht werden sollten, um die 

Rückverfolgung und Überwachung der Mittelzuweisungen und die Bewertung ihrer 

Wirksamkeit zu ermöglichen; 

12. begrüßt den Vorschlag für das Programm „Rechte und Unionsbürgerschaft“; betont, dass 

die Vereinfachung der Finanzierungsstruktur nicht zu einer geringeren Finanzausstattung 

gegenüber den laufenden Programmen für den Zeitraum 2007–2013 führen sollte, und 

bringt daher sein Bedauern über die von der Kommission vorgeschlagene Mittelkürzung 

zum Ausdruck; fordert eine Mittelaufstockung für die Förderung und den Schutz der 

Grundrechte, die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und aller Formen der 

Diskriminierung, insbesondere im Zusammenhang mit der wachsenden Intoleranz und den 

zunehmenden sozialen Unruhen in Europa im Zuge der derzeitigen Finanzkrise; 

13. bedauert den statischen Ansatz bei der Mittelausstattung der Agenturen im Bereich der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, der weder einer Zunahme noch einer Einstellung 

von Aufgaben Rechnung trägt;  

14. ist der Ansicht, dass insbesondere die Haushaltsmittel von FRONTEX, des Europäischen 

Unterstützungsbüros für Asylfragen (EASO) und des Europäischen Polizeiamts (Europol) 

nicht mit deren Aufgaben, die deutlich zugenommen haben, in Einklang stehen; verweist 

in diesem Zusammenhang auf den Auftrag von FRONTEX, der kürzlich geändert wurde, 

die Tätigkeitsaufnahme des EASO und die Aufgaben, die es wahrnehmen soll, und auf die 

Errichtung des Europäischen Zentrums zur Bekämpfung von Cyber-Kriminalität innerhalb 

von Europol. 



 

AD\913238DE.doc 5/6 PE489.475v02-00 

 DE 

15. betont, dass laufende Maßnahmen angemessen bewertet werden müssen und dass im 

Vorfeld neuer Legislativvorschläge ordnungsgemäße Folgenabschätzungen zwingend 

vorgenommen werden müssen. 
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